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Vorhaben: 
 

Vorschlag für eine 
VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 
über die Transparenz und Nachhaltigkeit der EU-
Risikobewertung im Bereich der 
Lebensmittelkette und zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 [allgemeines 
Lebensmittelrecht], der Richtlinie 2001/18/EG 
[absichtliche Freisetzung von GVO in die 
Umwelt], der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 
[genetisch veränderte Lebens- und Futtermittel], 
der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
[Futtermittelzusatzstoffe], der Verordnung (EG) 
Nr. 2065/2003 [Raucharomen], der Verordnung 
(EG) Nr. 1935/2004 
[Lebensmittelkontaktmaterialien], der 
Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 [einheitliches 
Zulassungsverfahren für 
Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen], 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
[Pflanzenschutzmittel] und der Verordnung (EU) 
2015/2283 [neuartige Lebensmittel] 
 

 
KOM-Nr.: 
 

 
COM (2018) 179 final 

 
BR-Drucksache: 
 

 
BR-Drs. 162/18 

 
Federführendes Ressort/Aktenzeichen: 
 

 
MJEVG, II 42 

 
Zielsetzung: 
 

Die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 über das 
allgemeine Lebensmittelrecht (Basis-
Verordnung) sieht einen umfassenden 
harmonisierten Rechtsrahmen vor. Sie enthält 
bestimmte allgemeine Grundsätze zur 
Untermauerung aller künftigen 
Lebensmittelrechtsvorschriften auf Ebene der 
Union und der Mitgliedstaaten, deren 
wichtigster der Grundsatz der Risikoanalyse ist. 
Dieser Grundsatz besteht aus den drei 
miteinander verbundenen Einzelschritten 
Risikobewertung, Risikomanagement und 
Risikokommunikation. Die Risikobewertung auf 
Unionsebene wird von einer durch die Basis-



Verordnung eingerichteten unabhängigen 
Agentur durchgeführt, der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA). 

Die Hauptziele dieser Initiative bestehen darin, 
die Basis-Verordnung wie folgt zu aktualisieren: 

• Verschärfung und Präzisierung der 
Transparenzvorschriften, insbesondere in 
Bezug auf wissenschaftliche Studien, auf 
die sich die EFSA bei der Risikobewertung 
stützt;  

• Stärkung der Vorkehrungen zur 
Gewährleistung von Zuverlässigkeit, 
Objektivität und Unabhängigkeit der von 
der EFSA bei ihrer Risikobewertung 
verwendeten Studien, insbesondere im 
Zusammenhang mit Zulassungsanträgen; 

• Verbesserung von Funktion und Verwaltung 
der EFSA sowie Stärkung der 
wissenschaftlichen Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten mit der EFSA und ihrer 
Einbindung in die Tätigkeit der Behörde;  

• Förderung der Fähigkeit der EFSA, in ihren 
verschiedenen Arbeitsbereichen ein hohes 
Maß an wissenschaftlichem Fachwissen 
aufrechtzuerhalten, insbesondere 
Steigerung ihrer Anziehungskraft auf 
herausragende Wissenschaftler zwecks 
Mitgliedschaft in ihren Wissenschaftlichen 
Gremien, sowie auch die Berücksichtigung 
der entsprechenden finanziellen und 
haushaltstechnischen Aspekte; 

• Ausarbeitung einer umfassenden und 
wirksamen Risikokommunikationsstrategie 
unter Einbeziehung der Kommission, der 
Mitgliedstaaten und der EFSA im Verlauf 
des gesamten Risikoanalyseprozesses in 
Verbindung mit einem offenen Dialog 
zwischen allen interessierten Kreisen. 

 
Wesentlicher Inhalt: 
 

Ergänzung und Erweiterung der Basis-
Verordnung um Regelungen zur 
Risikokommunikation (Ziele, Grundsätze und 
Planungen), um Regelungen zur Überarbeitung 
der Strukturen der EFSA hinsichtlich des 
Verwaltungsrates und der wissenschaftlichen 
Gremien, sowie umfangreiche Überarbeitungen 



und Erweiterungen der Regelungen im 
Zusammenhang mit Zulassungsanträgen aus 
lebensmittelrechtlichen Bereichen in Bezug auf 
eine Standardisierung von Zulassungsanträgen, 
sowie auf Transparenz, Vertraulichkeit und 
Informationssysteme. 

 
 
Vorläufige Einschätzung zur Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips (bei 
Bedenken: kurze Begründung): 
 

Nach vorläufiger Einschätzung bestehen keine 
Bedenken zur Einhaltung des 
Subsidiaritätsprinzips.  
 

 
Besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse?: 
 

Ein besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse liegt nicht vor.  

Zeitplan für die Behandlung: 
a) Bundesrat 
b) Rat: 
c) ggf. Fachministerkonferenzen, 

etc. 

 
a) AV-Ausschuss: 22.05.2018 
b) nicht bekannt 
c) nicht bekannt 

 


